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Verteiler: 
 
Europa  
 
 

 Europäische Kommission  
o Generaldirektion Binnenmarkt und Dienstleistungen  

 

 Europäisches Parlament  
o Ausschuss Recht  
o Ausschuss Wirtschaft und Währung  
o Ausschuss Industrie, Forschung und Energie  
o Ausschuss Binnenmarkt und Verbraucherschutz  
o Ausschuss Kultur und Bildung  
o Ausschuss Bürgerliche Freiheiten, Justiz und Inneres  
o Ausschuss Rechte der Frau und Gleichstellung der Geschlechter  

 

 Rat der Europäischen Union  

 Ständige Vertretung der Bundesrepublik Deutschland bei der EU  

 Justizreferenten der Landesvertretungen  

 Rat der Europäischen Anwaltschaften (CCBE)  

 Bundesverband der Deutschen Industrie (BDI) in Brüssel  

 Deutscher Industrie- und Handelskammertag (DIHK) in Brüssel  

 Vertreter der Freien Berufe in Brüssel  
 
 
Deutschland  
 

 

 Bundesministerium der Justiz  

 Bundesministerium für Wirtschaft  

 Bundeskanzleramt  
 

 Deutscher Bundestag, Rechtsausschuss  

 Deutscher Bundestag, Ausschuss für die Angelegenheiten der Europäischen Union  
 

 Vorstand und Geschäftsführung des Deutschen Anwaltvereins  

 Landesverbände des DAV  

 Vorsitzende der Gesetzgebungsausschüsse des DAV  

 Vorsitzende der Arbeitsgemeinschaften des DAV  
 

 Bundesrechtsanwaltskammer  

 Patentanwaltskammer  
 

 ver.di, Abteilung Richterinnen und Richter  

 Steuerberaterverband  

 Deutscher Richterbund  

 Bundesverband der Freien Berufe  

 Bundesverband der Deutschen Industrie (BDI)  

 Deutscher Industrie- und Handelskammertag (DIHK)  

 GRUR Deutsche Vereinigung für gewerblichen Rechtsschutz und Urheberrecht e. V.  

 Max-Planck-Institut für ausländisches und internationales Patent-, Urheber- und 
Wettbewerbsrecht 
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 Bundesverband Musikindustrie e.V.  

 Deutscher Journalisten-Verband e. V.  
 

 Zeitschrift „Gewerblicher Rechtsschutz und Urheberrecht“  

 Zeitschrift „Mitteilungen der deutschen Patentanwälte“  

 Zeitschrift „ZEuP“  

 Frankfurter Allgemeine Zeitung  

 Süddeutsche Zeitung  

 Die Welt  

 NJW  

 Verlag C.H. Beck  

 MMR  

 JUVE Verlag  
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Der Deutsche Anwaltverein (DAV) ist der freiwillige Zusammenschluss der deutschen 
Rechtsanwältinnen und Rechtsanwälte. Der DAV mit derzeit rund 67.000 Mitgliedern vertritt die 
Interessen der deutschen Anwaltschaft auf nationaler, europäischer und internationaler Ebene. 
_____________________________________________________________________________ 
 
 

Die Staats- und Regierungschefs der EU-Mitgliedstaaten, die zu der verstärkten Zusammenarbeit 

hinsichtlich der im Entwurf vorliegenden Verordnung zum Europäischen Patent mit einheitlicher 

Wirkung (Unionspatent) bereit sind, beabsichtigen, bei ihrem Treffen Ende Juni 2012 Einigkeit 

über den Entwurf eines Abkommens für ein Einheitliches Europäisches Patentgericht zu erzielen.  

Ein wesentlicher Punkt, der einer Einigung unter der polnischen Präsidentschaft im Dezember 

2011 entgegenstand, war der Sitz der Zentralkammer des künftigen Gerichtssystems. 

Deutschland bewirbt sich mit guten Gründen um diesen Sitz. Der DAV unterstützt diese 

Bewerbung nachdrücklich. 

Unter der polnischen Präsidentschaft ist allerdings ein weiterer Punkt streitig geworden, der für 

das Gerichtssystem von grundsätzlicher Bedeutung ist: Der Umfang der Zuständigkeit der 

Zentralkammer. Der hierzu von der polnischen Präsidentschaft gemachte Vorschlag stellt den 

Grundsatz der dezentralen Eingangsinstanz entscheidend in Frage. 

1. Anders als die gescheiterte Fassung von 2003, die das Gerichtssystem schon in der 1. 

Instanz zentralisieren wollte, eine Lösung, die auf den einhelligen Widerstand der 

patentnutzenden Industrie, der Richterschaft sowie der Rechts- und Patentanwälte 

gestoßen ist, hat der Entwurf von 2011 eine dezentrale Eingangsinstanz mit lokalen und 

regionalen Kammern des Gerichts vorgesehen. Darauf beruhte die weitreichende 

Akzeptanz des Vorschlags in den beteiligten Kreisen. 

 

2. Nur mit einer dezentralen Eingangsinstanz kann eine Entscheidung in der Nähe der 

Verletzung (sowie der dort befindlichen Beweismittel) erreicht werden. Da 

Patentverletzungen häufig auf dem Heimatmarkt des Patentinhabers begangen werden, 

weil der Patentverletzer sich dort auf die Markteinführungswerbung des Patentinhabers 

stützen will, kann mit dezentralen Lokalkammern erreicht werden, dass der Rechtsstreit in 

der Nähe des Patentinhabers anhängig gemacht wird. Dem Patentinhaber wird damit 

erspart, quer durch Europa (zu einem Zentralgericht) zu reisen, um seinen Rechtsstreit zu 

führen. Er kann sich einer Kammer bedienen, vor der er und sein Anwalt in ihrer eigenen 

Sprache (Gerichtssprache ist die Sprache des Staates der Kammer) sprechen können. 

Dem Verletzer ist es zuzumuten, sich hierauf einzulassen, weil er sich mit seinen 

Produkten auf den Markt des Patentinhabers begeben hat. 

3. Die Vorteile der Dezentralität sind insbesondere für mittelständische Unternehmen 

wesentlich. Mit der Zuständigkeit der Lokal- und Regionalkammern können außerdem die 

örtlichen Ressourcen der nationalen Patentgerichte genutzt werden (Subsidiarität), in 

Deutschland die Kapazitäten der erfahrenen deutschen Patentstreitkammern. 

4. Überraschend hat die polnische Präsidentschaft im Dezember 2011 einen neuen Artikel 

15a(1c) folgenden Inhalts vorgeschlagen: 

"In the case of an action for infringement (Article 15(1)(a)), where the actual or 

threatened infringement has occurred or may occur in the territories of three or 

more local or regional divisions, the competent panel shall, at the request of 

the defendant, refer the case to the central division." 
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5. Nach diesem Vorschlag kann die vor einer dezentralen Kammer (beispielsweise einer 

Lokalkammer in Düsseldorf, Mannheim oder München) wegen Patentverletzung beklagte 

Partei eine Verweisung des Falles an die Zentralkammer erzwingen, wenn sie geltend 

macht, sie biete an oder vertreibe das angeblich patentverletzende Erzeugnis im Bereich 

von zwei oder mehr anderen Kammern. Ja, es soll schon eine diesbezügliche 

Ankündigung genügen (may occur).  

Da ein patentgeschütztes Erzeugnis von einem Dritten (dem möglichen Verletzer) häufig 

im Bereich von drei oder mehr Kammern vertrieben wird, hätte diese "Dreikammerklausel" 

zur Folge, dass der Beklagte in vielen Fällen, jedenfalls in den bedeutenderen Fällen, den 

Kläger vor die Zentralkammer zwingen könnte. Damit würde das für die Akzeptanz des 

Systems fundamentale Prinzip der dezentralen Eingangsinstanz in das Gegenteil 

verkehrt. Im Ergebnis würde für alle mittleren und großen Fälle das 2003 gescheiterte 

Prinzip der Zentralisierung durch die Hintertür wieder eingeführt. 

6. Der DAV spricht sich nachdrücklich gegen diesen polnischen Vorschlag aus. Er hat sich 

seit der Einführung der Dezentralität in das beabsichtigte Gerichtssystem in mehreren 

Stellungnahmen, zuletzt vom Mai und Juli 2011, für das "Paket" aus Einheitspatent und 

Gerichtssystem ausgesprochen. Diese Unterstützung könnte bei der Annahme des 

polnischen Vorschlags nicht aufrechterhalten werden, weil damit die Grundlage aller 

Überlegungen seit 2003 - die Dezentralität der Eingangsinstanz und damit auch der 

Einsatz der erfahrenen deutschen Patentgerichte für das neue Gerichtssystem – in Frage 

gestellt werden würde. Der DAV wird in dieser Auffassung von der einhelligen Reaktion 

der in Patentsachen tätigen deutschen Richter bestätigt. 

7. Aus deutscher Sicht muss der polnische Vorschlag daher die deutsche Annahme des 

Abkommens ausschließen ("deal-breaker"). Der DAV bittet die Bundesregierung, diesen 

Verhandlungsstandpunkt gegenüber den anderen mitwirkenden Mitgliedstaaten mit 

Nachdruck zu vertreten. 


